
STADT der landbote   l   Montag, 8. november 2010  l  �
Amy Macdonald
Folk im Stadion: �Die junge 
Sängerin mit der tiefen Stimme 
wirkte direkt und offen  �seite 15

Mail-Art
lust am Fabulieren: � 
Zeigt Georges Bretscher 
in seinen Werken  �seite 13

Sonntagsfrühstück
ZUM scHMUNZELN: �Waren 
Zeitungsanekdoten von 1916 
zu Kaffee und Zopf  �seite 11

Der Liquidator der Verwal-
tungs AG hat kein Interesse 
daran, dass der Staatsanwalt 
gegen die Ex-Chefs vorgeht, 
die 2,5 Millionen bezahlen.

Kurz bevor die Verwaltungs AG Kon-
kurs anmelden musste, sprangen zwei 
frühere Verwaltungsräte ab und grün-
deten die Konkurrenzfirma Wintim-
mo. Viele Kunden nahmen sie gleich 
mit. Die Verwaltungs AG konnte das 
Geld, das diesen Hausbesitzern zu-
stand, jedoch nicht auszahlen. In der 
Kasse klaffte ein riesiges Loch: Der 
Verwaltungsratspräsident hatte fast  
7 Millionen Franken in Baumwollhan-
delsgeschäfte und eine Farm in Aus
tralien investiert. Weil das Geld zum 
Auszahlen der abwanderungswilligen 
Kunden fehlte, war die Immobilienfir-
ma im Sommer 2008 pleite. Der vom 
Gericht eingesetzte Sachwalter reichte 
eine Verantwortlichkeitsklage gegen 
alle drei Verwaltungsräte ein, und 

auch die Staatsanwaltschaft für Wirt-
schaftsdelikte nahm Ermittlungen auf.

Die beiden Ex-Chefs, die vor dem 
Konkurs absprangen, haben inzwi-
schen einen vorzeitigen Ausweg aus 
dem zivilrechtlichen Verfahren gefun-
den: Sie überwiesen 2,5 Millionen Fran
ken auf das Konto der Liquidations
masse. Im Gegenzug zog Liquidator 
Felix Rutschmann seine Klage zurück. 

Einspruch auf eigenes Risiko
Der vom Gläubigerausschuss abge-
segnete Vergleich ist zwar noch nicht 
rechtskräftig, doch dass sich ein Gläu-
biger dagegen wehrt, ist mehr als un-
wahrscheinlich. Denn die Hürden sind 
sehr hoch: Wer den Vergleich platzen 
lassen will, muss die zugesicherten 2,5 
Millionen selbst überweisen und den 
Verantwortlichkeitsprozess gegen das 
Duo auf eigenes Risiko führen.

Die Zivilklage ist somit praktisch er-
ledigt. Erst am Anfang der Ermittlun-
gen steht aber die Staatsanwaltschaft. 
«Die polizeilichen Einvernahmen lau-

fen noch», sagt der mit dem Fall be-
traute Staatsanwalt Markus Keller. Im 
Visier hat er neben dem Verwaltungs-
ratspräsidenten, der die Gelder ab-
zweigte, die Verwaltungsräte, die eine 
Aufsichtspflicht hatten. Im Vergleich 
erklärt Rutschmann nun, die Verwal-
tungs AG habe kein Interesse mehr 
daran, dass gegen die Verwaltungsrä-
te, die den Schaden mit 2,5 Millionen 
beglichen haben, strafrechtlich vorge-
gangen wird: Der Liquidator gab des-
halb eine Desinteresseerklärung ab.

Marlise Ogilvie, die durch den Kol-
laps der Verwaltungs AG einen gros-
sen Teil ihrer Ersparnisse eingebüsst 
hat, ist empört über das Arrangement: 
Der Schaden sei nicht ganz gedeckt. 
Und: «Natürlich geht es auch um Geld, 
das ich verloren habe, doch wichtiger 
ist, dass die Schuldfrage geklärt wird 
und die Verantwortlichen zur Rechen-
schaft gezogen werden.» Das sei eine 
Frage der Gerechtigkeit. Sie hoffe 
sehr, dass der Staatsanwalt weiterhin 
gegen alle Verantwortlichen ermittle. 

Einfluss darauf, ob ein Verfahren ein-
gestellt wird, kann eine Desinteresse-
erklärung zwar haben. Entscheidend 
ist sie nicht. Sie kann sich jedoch bei 
einer Verurteilung strafmildernd aus-
wirken, weil die Geschädigten zeigen, 
dass der Schaden beglichen wurde.

Die Ansprüche der Gläubiger
Rutschmann sagt, eine Desinteresse-
erklärung sei «immer Teil eines sol-
chen Vergleichs». Dass eine Partei 
einen Vergleich eingehe, ohne sicher-
zugehen, dass nach einem strafrechtli-
chen Urteil keine zivilrechtlichen For-
derungen gestellt werden, sei «schlicht 
undenkbar». Zudem betreffe die Ab-
machung nur die Verwaltungs AG, für 
die er eine Strafanzeige eingereicht 
habe. Nicht daran gebunden sind die 
rund 200 geschädigten Gläubiger. Er 
habe der Staatsanwaltschaft deshalb 
eine Liste mit sämtlichen Namen über-
reicht. Der Staatsanwalt werde die Be-
troffenen «vermutlich noch kontaktie-
ren», sagt Rutschmann.� � l�FELIX REICH

Verwaltungs AG: Vergleich in der Kritik

Am Ende einer Podiumsdiskussion 
zum Thema Armut stand eine äl-
tere Frau auf und sagte, dass sie nach  
25 Jahren aus ihrer Wohnung auszie-
hen muss, weil der Mietzins nach der 
Renovation für sie zu hoch sei. Eine 
neue Wohnung habe sie noch nicht ge-
funden. Beim städtischen Büro für Not-
wohnungen habe man ihr gesagt, dass 
es nicht gut aussehe. «Was passiert mit 
mir, wenn ich bis in zwei Wochen kei-
ne Wohnung gefunden habe?»

Dass auch das Büro für Notwohnun-
gen die Not nicht lindern konnte, ist 
keine Ausnahme: Das Angebot stösst 
an Grenzen. Anspruch auf eine Not-
wohnung hat, wer seit mehr als sechs 
Monaten in Winterthur angemeldet 
ist, keine Wohnung mehr findet und 

von Obdachlosigkeit bedroht ist. Doch 
das Büro ist selbst auf Hilfe angewie-
sen – denn trotz eines Inserats, mit 
dem es im letzten Winter nach Woh-
nungen gesucht hatte, mangelt es an 
Notwohnungen. 

Gegenwärtig leben rund 500 Perso-
nen in 160 Notwohnungen. Diese sind 
überall in der Stadt verteilt, wobei in 
Seen und Veltheim ein grösserer Man-
gel besteht als in anderen Stadtkrei-
sen. Vom Inserieren sieht die Stadt 
mangels Erfolg ab: «Das hat nichts 
genützt. Wir zählen jetzt auf die Kon-
taktnetze unserer Mitarbeiter», sagt 
Françoise Vogel, Leiterin der Haupt-
abteilung Prävention und Suchthilfe. 
Der Mangel an Notwohnungen wird 
durch die allgemeine Wohnungsnot 

verschärft. Dazu kommt aber ein wei-
teres Problem: Obwohl die Notwoh-
nungen als Übergangslösung gedacht 
sind und die Bewohner bei ihrer Suche 
nach einer anderen Bleibe unterstützt 
werden, wohnt laut Lars Schädeli, Ab-
teilungsleiter Betreuung und Wohnen, 
rund die Hälfte der Mieter schon mehr 
als fünf Jahre darin. 

Günstiger Wohnraum fehlt
Auch Sozialvorsteher Nicolas Galla-
dé (SP) sagt: «Die Notwohnungen sind 
inzwischen Dauerlösungen geworden, 
und es wird immer schwieriger, Leu-
te in akuten Notsituationen platzieren 
zu können.» Inzwischen bringt das So-
zialamt die Leute auch in Einzelzim-
mern unter, zum Beispiel im Personal-
haus des Altersheims Adlergarten. Im 
absoluten Notfall greift die Stadt auf 
rund zehn Hotelzimmer zurück, der 
Hausrat muss im Unterhaltszentrum 
der Koordinationsstelle für Arbeits-
projekte eingestellt werden.

Galladé bestätigt, dass in Winterthur 
Bedarf an günstigem Wohnraum be-
steht. Der Stadtrat ist daran, die 2005 
formulierte Wohnungspolitik unter 
Einbezug aller Departemente aus-
zuwerten und zu überarbeiten. Laut 

Galladé sind dabei auch die Beobach-
tungen der Fachleute bezüglich der 
Situation bei den Notwohnungen ein-
geflossen. Abhilfe erhofft er sich auch 
von einer möglichen Erweiterung des 
Wohnangebotes der Heilsarmee, mit 
der das Sozialdepartement derzeit Ge-
spräche führt. 

Die Stadt ist aber weiterhin auf den 
Goodwill der Vermieter angewiesen. 
Auf Leute wie den Immobilientreu-
händer Markus Siegenthaler, welcher 
der Stadt gegenwärtig sechs Wohnun-
gen zur Verfügung stellt. «Vermieter 
haben dadurch die Möglichkeit, sich 
sozial zu engagieren», sagt er. Dies sei 
für ihn aber nur möglich, weil auch sei-
ne Mandanten daran interessiert sei-
en. Drei Wohnungen befinden sich in 
einem Haus, das im Sommer 2012 ab-
gebrochen wird. Weil das Leerstands-
risiko deshalb hoch ist, können beide 
Seiten davon profitieren, sagt Siegen
thaler. Risiken sehe er eigentlich kei-
ne: «Die Kooperation mit dem Büro 
für Notwohnungen klappt sehr gut.»

Übrigens: Die Geschichte jener 
Frau, die sich nach dem Anlass zu 
Wort gemeldet hatte, kam nochmals 
gut heraus: Sie hat doch noch eine 
Wohnung gefunden – nicht mit Hilfe 
der Stadt, sondern über Bekannte.

� � l�KATHARINA BAUMANN

Im Notfall droht der Umzug in ein Hotel
Eigentlich sind sie für Leute gedacht, die von Obdachlosigkeit 
bedroht sind. Doch in den städtischen Notwohnungen leben 
zum Teil seit Jahren dieselben Leute. Die Notfälle müssen 
manchmal sogar in Hotelzimmern untergebracht werden. 

Die Wohnungsnot stellt die Stadt vor erhebliche Schwierigkeiten. Um Notwohnungen zu finden, ist sie auf sozial denkende Vermieter angewiesen und muss auf ungewöhnliche Mittel zurückgreifen. �Bild: Heinz Diener

Zwei Unfälle mit  
Zeugenaufrufen
Weil sie auf der Autobahn A1, Fahrt-
richtung Zürich, ein Auto überholen 
wollte, kam eine 71-jährige Frau am 
Samstag, um 15.15 Uhr, ins Schleudern 
und wurde verletzt. Die Frau brach 
das Überholmanöver ab, weil sie von 
einem nachfolgenden Fahrzeug über-
rascht wurde. Sie geriet rechts auf die 
Böschung, wobei sich das Auto über-
schlug und aufs Dach kippte. Die Kan-
tonspolizei Zürich bittet Zeugen, sich 
zu melden, Telefon 052 208 17 00.

Nur wenig später, um 15.55 Uhr, 
fuhr eine Autolenkerin, von Sulz kom-
mend, auf der Frauenfelderstrasse 
stadteinwärts. Auf der Höhe der Auto-
bahneinfahrt A1 schnitt ihr ein dunk-
ler Kombiwagen den Weg ab und ge-
währte ihr den Vortritt nicht. Die Au-
tolenkerin prallte gegen das Heck des 
auf die Autobahn abbiegenden Kom-
bis. Der Unfallverursacher fuhr jedoch 
ohne anzuhalten weiter. Die Stadt-
polizei Winterthur sucht nun Zeugen. 
Sie sind gebeten, sich zu melden unter 
Telefon 052 267 51 52. ��(red) 

�«Die 
Notwohnungen 
sind zu 
Dauerlösungen 
geworden»�
Stadtrat Nicolas Galladé


